
LIGA Selbstvertretung 

Die Politische Interessenvertretung der Selbstvertretungs-Organisationen behinderter Menschen in 

Deutschland (DPO Deutschland) 

 

10 Gebote 

für eine zukunftsfähige Behindertenpolitik 
entwickelt und vorgestellt von der LIGA Selbstvertretung 

anlässlich der Bundestags- und Landtagswahlen 2021 
 

1. Behindertenpolitik, die keine Menschenrechtspolitik ist, ist keine 

Behindertenpolitik. 

2. Das Menschenrecht auf Inklusion durch eine freie Wahl des Wohnorts 

und der Wohnform mit der entsprechenden Unterstützung wird 

gewährleistet und nicht aus Kostengründen eingeschränkt. Die 

erforderliche Unterstützung für die Teilhabe an allen Lebensbereichen 

wird als echter Nachteilsausgleich einkommens- und 

vermögensunabhängig erbracht. 

3. Private Anbieter*innen von Waren und Dienstleistungen werden zu 

Barrierefreiheit und angemessenen Vorkehrungen verpflichtet. 

4. Digitalisierung wird barrierefrei umgesetzt. Digitale Teilhabe wird für 

alle Menschen möglich gemacht. 

5. Gebärdensprachdolmetschung, Untertitelung, Audiodeskription und 

Leichte Sprache werden in allen Bereichen der Kommunikation und der 

Medien selbstverständlich umgesetzt. 

6. In psychiatrischen Zusammenhängen werden Zwangsmaßnahmen und 

Zwangsmedikation unterbunden und durch Alternativen ersetzt. 

7. Gewaltschutzstrategien und unabhängige Beschwerdestellen werden 

erarbeitet und eingerichtet, um vulnerable Gruppen wie behinderte 

Mädchen und Frauen effektiv zu schützen. 

8. Das Menschenrecht auf inklusive Bildung, orientiert an qualitativen 

Maßstäben, wird umgesetzt, unterstützt durch einen Masterplan, der in 

einem partizipativen Prozess von Bund, Ländern und 

Selbstvertreter*innen erarbeitet wird. 

9. Für einen inklusiven Arbeitsmarkt und ein inklusives 

Gesundheitswesen werden Masterpläne mit den relevanten 

Akteur*innen und Selbstvertreter*innen entwickelt und umgesetzt. 

10. Selbstvertretungsorganisationen werden organisatorisch und 

finanziell unterstützt, um die Regierungsarbeit auf Bundes- und 

Länderebene kritisch zu begleiten. Entscheidungen, die unter 

Nichtbeachtung zuvor festgelegter Partizipationsstandards zustande 

kommen, sind nichtig. 


